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9063 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für innere Angelegenheiten 

über den Beschluss des Nationalrates vom 4. Juli 2013 betreffend Protokoll gegen die 
unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und 
Munition und gegen den unerlaubten Handel damit, in Ergänzung des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 

Der vorliegende Beschluss des Nationalrates trägt dem Umstand Rechnung, dass die unerlaubte 
Herstellung und der unerlaubte Handel mit Schusswaffen weltweit Terrorismus und organisierte 
Kriminalität begünstigen und die Lösung regionaler Konflikte erschweren. Dadurch wird Sicherheit 
gefährdet und friedliche Entwicklung behindert. 
Der gegenständliche Beschluss verpflichtet die Vertragsstaaten insbesondere dazu, die unerlaubte 
Herstellung und den unerlaubten Handel mit Schusswaffen unter Strafe zu stellen, ihnen durch 
Registrierungs- und Kennzeichnungspflichten sowie durch die Beachtung allgemeiner Standards im 
Hinblick auf Genehmigungen für Ausfuhren, Einfuhren und Durchfuhren entgegen zu wirken und 
einander durch Informationsaustausch, Zusammenarbeit und technische Hilfe bei der Umsetzung des 
Protokolls zu unterstützen. 
Der gegenständliche Staatsvertrag ist gesetzändernd und gesetzesergänzend. 
Eine Zustimmung des Bundesrates gemäß Artikel 50 Absatz 2 Ziffer 2 B-VG ist nicht erforderlich, da 
keine Angelegenheiten, die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder betreffen, geregelt werden. 
Dem Nationalrat erschien bei der Genehmigung des Abschlusses des vorliegenden Staatsvertrages die 
Erlassung von besonderen Bundesgesetzen gemäß Artikel 50 Absatz 2 Ziffer 4 B-VG zur Überführung 
des Vertragsinhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 
Das Protokoll ist in den sechs Amtssprachen der Vereinten Nationen authentisch. Dem Nationalrat 
werden gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 3 B-VG die authentische englische und französische Sprachfassung, 
sowie die Übersetzung in die deutsche Sprache vorgelegt. 
 
Der Ausschuss für innere Angelegenheiten hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 16. Juli 2013 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Günther Köberl. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat Marco Schreuder mit beratender Stimme an 
den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Günther Köberl gewählt. 
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Der Ausschuss für innere Angelegenheiten stellt nach Beratung der Vorlage am 16. Juli 2013 mit 
Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. 

Wien, 2013 07 16 

 Günther Köberl Franz Perhab 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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